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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Jahresr ckblick 2020: Energie

Trotz der alles Uberschattenden und die Regierung auf Trab haltenden Corona-
Pandemie kindigte der Bundesrat im Frihling an, eine umfassende Revision des
Energiegesetzes (EnG) in Angriff nehmen zu wollen und schickte die entsprechende
Vorlage im April in die Vernehmlassung. Diese Vorlage entpuppte sich als wohl
wichtigstes Geschéft in der Energiepolitik 2020. Mit der Anpassung des 2017 von der
Stimmbevélkerung in einem Referendum gutgeheissenen EnG will der Bundesrat die
bestehenden Fordermassnahmen verldngern und gleichzeitig wettbewerblicher
ausgestalten. Nebst beispielsweise einer Verlangerung der Investitionsbeitrage in die
Wasserkraft bis ins Jahr 2035 sollen verbindliche Ausbauziele fur die erneuerbaren
Energien ins Gesetz aufgenommen werden. Mit der Revision soll zu guter Letzt auch
eine  Verbesserung der Stromversorgungssicherheit erreicht werden. Die
Vernehmlassung fiel grundséatzlich positiv aus, zumal viele Teilnehmende die
Stossrichtung fur eine Verlangerung und Optimierung der Forderung erneuerbarer
Energien sowie fir den Erhalt der Stromversorgungssicherheit begrissten. Jedoch
monierte beispielsweise die Regierungskonferenz der Gebirgskantone (RKGK), dass die
Wasserkraft im Paket zu wenig stark bertcksichtigt werde, und der SVP stiess das
Revisionspaket grundsatzlich bitter auf, da sie eine Verlangerung der staatlichen
Forderfinanzierung ablehnte. Diverse Vernehmlassungsteilnehmende wiirden es zudem
als sinnvoll erachten, die zweite grosse Vorlage zur Offnung des Strommarktes
(StromVG) mit dieser Revision zusammen zu behandeln. Verschiedenste
parlamentarische Vorstésse nahmen Teile dieser geplanten Revision vorweg oder
verlangten einen Einbezug gewisser zusatzlicher Anliegen in ebendieser Revision. Bei
der Fotovoltaik beispielsweise zielten drei Vorstosse darauf ab, bei grossen Anlagen ein
wettbewerbliches Ausschreibemodell flr Investitionsbeitrdge einzufihren (Pa.lv.
19.493; Pa.lv. 18.481; Pa.lv. 20.401). Ein solches Modell sah auch der Vorentwurf
zuhanden der Vernehmlassenden vor. Ebenfalls zielten verschiedenste Vorstosse darauf
ab, Verfahren bei der Errichtung von erneuerbaren Anlagen zu vereinfachen und damit
den Ausbau dieser Energien anzukurbeln (Mo. 19.3755; Mo. 19.7258; Po. 19.3730). Eine
Beschleunigung des Ausbaus von erneuerbaren Energien wurde beispielsweise auch mit
einer noch nicht behandelten parlamentarischen Initiative (Pa.lv. 20.441) verlangt, die
bei der Interessenabwégung zwischen dem Ausbau von erneuerbaren Energien und
anderen nationalen Interessen Erstere als vorrangig erachten wollte. Die UREK-NR
wollte dem Problem von langwierigen Verzogerungen bei der Realisierung von
erneuerbaren Energieprojekten hingegen mit einer Gesamtplanung begegnen (Mo.
20.4268) und sistierte die parlamentarische Initiative. Mit dem
Forschungsférderinstrument SWEET und dem gesprochenen Kredit bis 2028 kann der
Bundesrat zudem die wissenschaftlichen Untersuchungen zu erneuerbaren Energien
auch kunftig finanziell unterstitzen, nachdem beide Rate dem Paket zugestimmt
hatten.

Nebst der vorgesehenen Anderung des Energiegesetzes erhielt auch das Thema der
Investitionskontrollen weiterhin einen hohen Stellenwert. So forderten zwei
parlamentarische Vorstésse (Pa.lv. 16.498; Mo. 20.3461) eine Einschrénkung des
Verkaufs wichtiger Infrastrukturen der Schweiz an ausléandische Unternehmen. Damit
soll ein Kontrollverlust Uber sogenannte «kritische Infrastrukturen» der Schweiz
verhindert werden. Der Nationalrat verlangerte im Sommer die Behandlungsfrist der
genannten parlamentarischen |Initiative und wies im Dezember die inhaltlich
umfassendere Motion an seine UREK zurlck mit der Bitte, das Anliegen doch im
Rahmen der weiter fortgeschrittenen parlamentarischen Initiative zu behandeln, zumal
diese in der Zwischenzeit gemass dem allgemeinen Tenor als der bessere Weg
angesehen werde.

Im Bereich der Kernenergie geschah im Vergleich zu anderen Jahren recht wenig.
GegenUlber dem Vorjahr reduzierte sich die gemessene Zeitungsberichterstattung zur
Atompolitik beispielsweise um Uber zwei Drittel. Nebst den beginnenden
Riuckbauarbeiten des AKW Mihleberg erlangte die definitive Abschaltung des stark in
Kritik gestandenen elséssischen AKW Fessenheim nahe der Stadt Basel eine gewisse

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK



mediale Aufmerksamkeit. Des Weiteren wurde in der Presse im Berichtsjahr Uber die
Sicherheit von Atomkraftwerken und die Aufrechterhaltung des Betriebs wahrend der
Corona-Pandemie berichtet. Der Rickgang der medialen Berichterstattung Uber
Atomenergiefragen setzte mit dem Beginn der Pandemie ein und die diesem Bereich
zukommende Aufmerksamkeit verharrte das ganze Jahr Uber auf bescheidenem
Niveau.

Bei der Wasserkraft sollten mittels einer Motion (Mo. 20.3407) finanzielle
Auffangmechanismen gegen Tiefpreisphasen geschaffen werden. Der Bundesrat
empfahl die Motion zur Ablehnung, versprach aber, die Forderung nach einer
Verbesserung der Investitionssicherheit im Rahmen der genannten Revision des EnG
eingehend zu prifen. Dies animierte den Sténderat dazu, die Motion mittels
Ordnungsantrag an die zustandige UREK-SR zurlckzuweisen. Die Kommission solle das
komplexe Geschaft genauer unter die Lupe nehmen und zu einem spateren Zeitpunkt
mit der bundesratlichen Botschaft zur Revision des EnG abgleichen. Diskussionsbedarf
gab zudem auch weiterhin die Frage nach der Okologischen Aufwertung bei der
Erneuerung von Konzessionen bestehender Wasserkraftanlagen. Wahrend das
Parlament noch im Jahr 2019 eine Anpassung zugunsten der Wasserkraftbetreiber
gutgeheissen hatte, ruderte die UREK-NR 2020 zurtck wund verlangte eine
Neuausrichtung des Pendels zwischen den Interessen der Wasserkraft und des
Umweltschutzes zugunsten des Letzteren (Pa. Iv. 20.434). Konkret sollen bei
Konzessionserneuerungen von bestehenden Wasserkraftanlagen Massnahmen flr die
Okologische Aufwertung durch die zustdndigen Behoérden verfugt werden kénnen. Die
Schwesterkommission des Nationalrates zeigte im August jedoch vorerst wenig
Verstandnis fur das Anliegen. Zu reden gab bezogen auf eine éhnliche Frage auch ein
Projekt fur die Errichtung einer neuen Staumauer beim Triftgletscher (BE). Kurz bevor
das Berner Kantonsparlament wohl die Konzession erteilt hatte - wie der «Bund»
mutmasste -, vertagte das Bundesgericht das Vorhaben: In einem Interessenkonflikt
zwischen Naturschutz und dem Ausbau von erneuerbaren Energien wiesen die
Richterinnen und Richter in Lausanne ein Projekt zur Erhéhung der bestehenden
Grimselstaumauer (BE) und indirekt auch jenes beim Triftgletscher zurlck an den
Berner Regierungsrat. Die entsprechenden Bauvorhaben mussten im Rahmen des
kantonalen Richtplans einer Interessenabwagung unterzogen werden, war dem
Entscheid im November zu entnehmen. Auch hier tauchte demnach die altbekannte
Frage der Ausrichtung des Pendels zwischen Nutzungs- und Umweltinteressen auf.

Nebst Fragen rund um die Wasserkraft sorgte im Bereich der fossilen Energietr ger ein
spektakularer Einbruch der Erddlpreise wahrend der ersten Corona-Welle international
fur Aufsehen und liess auch die Preise an Schweizer Zapfsaulen purzeln. Diskutiert
wurde ferner die Erstellung eines Netzes von Wasserstofftankstellen. Ein
privatwirtschaftlicher =~ Zusammenschluss von  Tankstellenbetreiberfirmen  und
Transportunternenmen wollte damit die «Huhn und Ei Frage» durchbrechen, in der
Hoffnung, dass durch den Aufbau von Infrastrukturen auch erste Fahrzeuge auf den
Schweizer Strassen mit dem neuen Treibstoff rollen werden.

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass Energiefragen im Jahr 2020 eine sehr
schwache mediale Aufmerksamkeit erzielten: Die gemessene mediale Berichterstattung
hatte sich gegentber dem Vorjahr mehr als halbiert, was sich mit dem Fokus auf die nur
schwach mit Energiefragen in direktem Zusammenhang stehende Corona-Pandemie
erklaren lassen durfte. Mit der Ankindigung der Revision des EnG kam aber dennoch
ein zentrales Projekt ins Rollen, das auch in den Folgejahren noch viel zu reden geben
durfte. '

1) APS-Zeitungsanalyse 2020 - Energie

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK



